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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufstellung allgemeiner Regeln 
für den Ausgleich der Lagerkosten für Zucker 

»EG-Dok. R/1311/77 (AGRI 355) (FIN 342)« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 
des Rates vom 19. Dezember 1974 über die gemein- 
same Marktorganisation für Zucker^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr /77“), 

insbesondere auf Artikel 8 Abs. 2 Buchstabe a, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 750/68 des Rates vom 
18. Juni 1968 zur Aufstellung allgemeiner Regeln für 
den Ausgleich der Lagerkosten für Zucker^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 152/71 ^), 
wurde in der Vergangenheit mehrfach geändert. 
Außerdem sind vom Zuckerwirtschaftsjahr 1977/78 
an diese Regeln auf Präferenzzucker auszudehnen. 
Es ist daher angezeigt, eine Neufassung dieser all- 
gemeinen Regeln zu erlassen. 

In Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3330/74 ist eine pauschale Vergütung von Lager- 
kosten für bestimmte Zuckerarten vorgesehen. Die 


1) ABI. EG Nr. L 359 vom 31. Dezember 1974, S. 1 

2) ABI. EG Nr. L . . . vom . . . , S. . . . 

3) ABI. EG Nr. L 137 vom 21. Juni 1968, S. 4 

4) ABI. EG Nr. L 22 vom 28. Januar 1971, S. 1 


finanziellen Mittel für diese pauschale Vergütung 
sollen durch Abgaben aufgebracht werden; es ist 
daher angebracht, die Höhe der Abgaben nach dem 
Grundsatz festzulegen, daß die Summe der gezahl- 
ten Vergütungen gleich der Summe der erhobenen 
Abgabe ist. 

Die Vergütungsregelung gilt nur für Zucker, der 
aus in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrüben 
bzw. aus in der Gemeinschaft geerntetem Zuckerrohr 
hergestellt worden ist und für Präferenzzucker. Um 
sicherzustellen, daß diese Vorschrift beachtet wird, 
sind Kontrollen erforderlich. 

Im allgemeinen muß die Interventionsstelle den 
von ihr aufgekauften Zucker auch lagern und des- 
halb ebenso die Vergütung erhalten. Im Hinblick 
auf die besondere Situation der Interventionsstellen 
ist es jedoch erforderlich, den Zeitraum, für den die 
Vergütung gewährt wird, zu begrenzen. 

Die Vergütung kann nicht gewährt werden, wenn 
keine Kontrollmöglichkeiten bestehen. Es ist daher 
erforderlich, für die Lager eine vorherige Anerken- 
nung vorzusehen. Aus diesem Grund ist vorzusehen, 
daß die Vergütung normalerweise durch den Mit- 
gliedstaat erfolgt, in dessen Hoheitsgebiet sich der 
gelagerte Zucker befindet. 

Es ist angezeigt, daß sich die Berechnung der Ver- 
gütung auf Zeiträume stützt, für die die Bestands- 
bewegungen festgestellt werden können. 

Es kann wegen der besonderen Situation des Zuk- 
kers, der sich zu Beginn eines Monats auf dem 
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Transport befindet, erforderlich werden, besondere 
Maßnahmen zu treffen; es ist angezeigt, diese Maß- 
nahmen wie die Durchführungsbestimmungen zu die- 
ser Verordnung nach dem Verfahren des Artikels 36 
der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 festzulegen. 

Die Vergütung ist ein Ausgleich für die zwangs- 
läufig entstehenden Lagerkosten. Deshalb müssen 
bei der Festsetzung des Vergütungsbetrags die wich- 
tigsten in den Lagerkosten enthaltenen Unkosten be- 
rücksichtigt werden. 

Zum Zeitpunkt des Zuckerabsatzes kann eine 
wirksame Herstellungskontrolle vorgenommen wer- 
den. Es ist daher angebracht, die Abgaben zum Zeit- 
punkt des Zuckerabsatzes vom Hersteller zu erhe- 
ben. Für Zucker, der unter Präferenzbedingungen 
eingeführt und ohne weitere Verarbeitung abgesetzt 
wird, ist die Erhebung zum Zeitpunkt der Einfuhr 
angebracht, während für den übrigen Präferenz- 
zucker der Zeitpunkt des Raffinierens für die Erhe- 
bung vorzusehen ist. 

Da die genaue Höhe der Abgaben erst nach einer 
gewissen Zeit festgestellt werden kann, ist bei Fest- 
setzung der Höhe der Abgaben von Vorausschätzun- 
gen auszugehen, die nach den Ergebnissen der vor- 
herigen Wirtschaftsjahre berichtigt werden müssen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Vergütung wird innerhalb einer bestimmten 
Frist und grundsätzlich durch den Mitgliedstaat ge- 
zahlt, in dessen Hoheitsgebiet der in Artikel 8 
Abs. 1 Unterabsätze 1 und 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3330/74 genannte Zucker oder Sirup gelagert 
wird. 

Artikel 2 

1. Die Vergütung wird gewährt 

a) allen Zuckerherstellem, die über eine Grund- 
quote verfügen, 


b) allen Zuckerraffinerien, 

c) allen Herstellern von Zuckergrieß, von Ag- 
glomeratzucker und Kandis, die von dem Mit- 
gliedstaat anerkannt sind, in dessen Hoheits- 
gebiet sich der Ort ihrer Niederlassung befin- 
det. 

d) allen auf dem Zuckersektor spezialisierten 
Handelsbetrieben, die von dem Mitgliedstaat 
anerkannt sind, in dessen Hoheitsgebiet sich 
der Ort ihrer Niederlassung befindet, 

e) allen Interventionsstellen, 

sofern sie zu Beginn der Frist des Artikels 4 
Abs. 2 Eigentümer des gelagerten Zuckers wa- 
ren. 

2. Die Anerkennung erfolgt unter bestimmten Be- 
dingungen. 

3. Die Vergütung für die Lagerung von Zucker 
durch die Interventionsstellen, der Gegenstand 
von Interventionsmaßnahmen war, wird jedoch 
auf einen bestimmten Zeitraum begrenzt. 

Artikel 3 

1. Die Vergütung wird gewährt 

— für nicht denaturierten Weiß- und Rohzucker 
und Sirupe, die im Rahmen der Höchstquote 
erzeugt werden, 

— für unter Präferenzbedingungen eingeführten 
Weiß- und Rohzucker, 

sofern sie in einem Lager gelagert werden, das 
von dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet 
sich das Lager befindet, anerkannt worden ist. 

Die Anerkennung erfolgt unter bestimmten Be- 
dingungen. 

2. Unter besonderen Umständen können für Zucker, 
der sich zu Beginn der Frist des Artikels 4 Abs. 2 
auf dem Transport befindet, nach dem Verfahren 
des Artikels 36 der Verordnung (EWG) Nr. 3330/ 
74 Sondermaßnahmen getroffen werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
koi^zleramtes vom 21. Juni 1977 — 14 — 680 70 — E — Ag 155/77: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 1. Juni 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 4 

1. Die Vergütung wird auf der Grundlage monatli- 
cher Erhebungen über die gelagerten Mengen 
berechnet. 

2. Die für den Monat zu berücksichtigende Menge 
ist gleich der durchschnittlichen Menge, die sich 
zu Beginn und am Ende des betreffenden Monats 
auf Lager befindet. 

3. Für die Zahlung der Vergütung werden Roh- 
zucker und Sirupe auf der Grundlage der Aus- 
beute oder des Zuckergehalts in Weißzucker 
umgerechnet. Die Vergütung der Lagerkosten für 
die Sirupe kann auf einen bestimmten Zeitraum 
begrenzt werden. 


Artikel 5 

Die Höhe der Vergütung wird je Monat und je Ge- 
wichtseinheit festgesetzt; dabei werden die Finan- 
zierungs-, Versicherungs- und eigentlichen Lager- 
kosten berücksichtigt. 


Artikel 6 

1. Die in dem in Artikel 8 Abs. 1 Unterabsatz 3 
Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 
genannten Fall zu erhebende Abgabe wird so 
festgesetzt, daß für ein Zuckerwirtschaftsjahr 
die voraussichtliche Summe der Abgaben gleich 
der voraussichtlichen Summe der in Artikel 8 
Abs. 1 Unterabsatz 1 der gleichen Verordnung 
genannten Vergütungen ist. 

2. Ist in einem Zuckerwirtschaftsjahr die Summe 
der erhobenen Abgaben nicht gleich der Summe 
der zu zahlenden Vergütungen, so wird der Diffe- 
renzbetrag auf ein späteres Zuckerwirtschafts- 
jahr übertragen. 

3. Die Höhe der Abgabe je Gewichtseinheit wird 
wie folgt berechnet: die Summe der voraussicht- 
lichen Vergütungen für das betreffende Zucker- 
wirtschaftsjahr wird um die in Absatz 2 genann- 
ten Überträge erhöht bzw. vermindert. Das Er- 
gebnis wird durch die voraussichtlich während 
dieses Zuckerwirtschaftsjahres abgesetzte und 
im Rahmen der Höchstquoten erzeugte Zucker- 
menge geteilt. 

4. Der Mitgliedstaat erhebt die Abgabe von jedem 
Zuckerhersteller für die im Rahmen seiner 
Höchstquote hergestellten Mengen an Weiß- und 
Rohzucker, und an die in Artikel 8 Abs. 1 Unter- 


absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EWG) 
Nr. 3330/74 genannten Sirupen. Die Abgabe wird 
jedoch nicht erhoben, wenn der Weiß- oder Roh- 
zucker von einer Interventionsstelle gekauft 
wird. 


Artikel 7 

1. Die in dem in Artikel 8 Abs. 1 Unterabsatz 3 
Buchstabe b und c der Verordnung (EWG) Nr. 
3330/74 genannten Fall zu erhebende Abgabe 
wird so festgesetzt, daß für ein Zuckerwirtschafts- 
jahr die voraussichtliche Summe der Abgaben 
gleich der voraussichtlichen Summe der in Arti- 
kel 8 Abs. 1 Unterabsatz 2 der gleichen Verord- 
nung genannten Vergütungen ist. 

2. Ist in einem Zuckerwirtschaftsjahr die Summe 
der erhobenen Abgaben nicht gleich der Summe 
der zu zahlenden Vergütungen, so wird der Diffe- 
renzbetrag auf ein späteres Zuckerwirtschaftsjahr 
übertragen. 

3. Die Höhe der Abgabe je Gewichtseinheit wird 
wie folgt berechnet: die Summe der voraussicht- 
lichen Vergütungen für das betreffende Zucker- 
wirtschaftsjahr wird um die in Absatz 2 genann- 
ten Überträge erhöht bzw. vermindert. Das Er- 
gebnis wird durch die voraussichtlich während 
dieses Zuckerwirtschaftsjahres eingeführten oder 
raffinierten Mengen an Präferenzzucker geteilt. 

4. Der Mitgliedstaat erhebt die Abgabe 

— von jedem Einführer von Präferenzzucker, 
der ohne weitere Verarbeitung abgesetzt 
wird, 

— von jedem Raffinierer von Präferenzzucker. 


Artikel 8 

Die Verordnung (EWG) Nr, 750/68 wird mit Wir- 
kung vom 30. Juni 1977 aufgehoben. 


Artikel 9 


Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach dem Tag 
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften in Kraft. 

Sie gilt ab 1. Juli 1977, 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

Die Verordnung (EWG) Nr. 750/68 des Rates vom 
18. Juni 1968 zur Aufstellung allgemeiner Regeln 
für den Ausgleich der Lagerkosten für Zucker wurde 
in der Vergangenheit mehrfach geändert. Im übri- 
gen sind vom Zuckerwirtschaftsjahr 1977/1978 an 
diese Regeln auch auf Präferenzzucker anwendbar. 
Der Vorschlag betrifft daher den Erlaß einer Neu- 
fassung dieser allgemeinen Regeln. 


4 



